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Einfihrung

Ob in die Prdambel des Européischen Verfassungsvertrags ein
Gotteshezug oder eine religiose Referenz aufgenommen
werden sollte, war bei dessen Ausarbeitung ein zentraler
Streitpunkt. SchlieBlich wurde der Kompromiss der Bezug-
nahme auf das ,.kulturelle, religiése und humanistische Erbe
Europas“ gefunden, der auch im nach dem Scheitern des
Verfassungsvertrags notwendig gewordenen Reformvertrag
beibehalten wurde. Damit gelang den Beflirwortern eines
Gottesbezugs im Vergleich zur noch zuriickhaltenderen
Chartaprdambel zwar ein Fortschritt — diese hatte nur das
geistig-religiose Erbe bzw. in der franzOsischen Fassung
»I’héritage spirituel“ erwéhnt, jedoch konnten sie weder die
explizite Nennung der ,Verantwortung vor Gott und den
Menschen* noch die des ,insbesondere christlichen Erbes
Europas* durchsetzen. Stattdessen berticksichtigen die Artikel
des Verfassungsvertrags und nun des Reformvertrags die Be-
lange der Religionen und Religionsgemeinschaften in vielen
wichtigen Punkten. Durch die Ubernahme der Grundrechte-
charta werden die Religionsfreiheit, das Diskriminierungs-
verbot aufgrund von Religion und Weltanschauung sowie die
Achtung der Vielfalt der Religionen gewéhrleistet. Daneben
wird durch die Aufnahme der ,, Amsterdamer Kirchenerkla-
rung“ in den Vertragstext, die die Achtung des Status der Kir-
chen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nach
nationalem Recht zum Ausdruck bringt, diese zu vollgultigem
Primarrecht gemacht.



Wie wird sich die religiose Referenz der Praambel in diesem
normativen Kontext nun auf das Recht der Europdischen
Union auswirken, etwa auf die Position der Religionsgemein-
schaften und des ,,Religidsen® liberhaupt? Bleibt die Prdambel
inhaltsleeres Dekor, oder kann sie der Union die, schon von
Jacques Delors angemahnte, dringend benétigte Seele geben?
Diese Fragen untersucht das von der Wissenschaftlichen
Arbeitsgruppe fir weltkirchliche Aufgaben der Deutschen
Bischofskonferenz in Auftrag gegebene Forschungsprojekt,
das im Folgenden kurz vorgestellt werden soll. Zum Verstand-
nis des Argumentationsgangs bleibt allerdings selbstverstand-
lich die Lektiire des bei Mohr Siebeck verdffentlichten Werkes
unerlésslich. Das Projekt beschrankt sich ausschlielflich auf
die rechtlichen Folgen der Aufnahme unterschiedlicher
religioser Referenzen. Die Klarung der politischen, theolo-
gischen oder soziologischen Sinnhaftigkeit wird demgegen-
Uber nicht angestrebt. Die Arbeit bietet allerdings flr diese
Debatten den notwendigen Grund, waren von politischer Seite
doch regelméfBig auch rechtliche Auswirkungen einer reli-
giésen Referenz insinuiert worden, meist in dem offensicht-
lichen Bemiihen, die eigene Position zu stérken.

Um der Frage nach der rechtlichen Bedeutung einer religidsen
Referenz nachgehen zu kdnnen, muss zunéchst der rechtliche
Gehalt von Prdambeln im Allgemeinen und religitsen
Referenzen im Besonderen im Wege der Rechtsvergleichung
untersucht werden. Die Rechtsnatur der Union verdndert sich
durch den Verfassungs- bzw. Reformvertrag nicht und auch
die Auslegung des Vertrags wird weiterhin eigenen,



unionsrechtlichen Regeln folgen. Demzufolge kann die norma-
tive Wirkung der Praambel nicht allein durch einen Rechtsver-
gleich mit nationalem Recht oder Volkerrecht bestimmt
werden, sondern zur Bestimmung der rechtlichen Auswirkun-
gen von Prdambeln ist ein umfassender Rechtsvergleich im
nationalen Verfassungsrecht, Volkerrecht und dem bisherigen
Recht der Europdischen Union durchzufihren.

1. Rechtsvergleich

Schon Platon hat in seinen ,,Nomoi* herausgearbeitet, dass
Gesetzespraambeln inshbesondere als Auslegungshilfe dienen
kdnnen. Zwar verneint Platon noch den rechtlich verbind-
lichen Charakter der Praambel und sieht in ihr vor allem die
Moglichkeit, dem Burger den ,tyrannischen Befehl” des
Gesetzes zu erkléren. Spatestens seit dem Mittelalter werden
die in der Praambel ausgesprochenen Ziele und Grunduberzeu-
gungen des Gesetzgebers zur Auslegung des Gesetzes
herangezogen, dessen Zweck sie in blrgernaher Sprache erkla-
ren. Daneben wird in ihnen auch héufig die Legitimations-
guelle der Gesetzgebung angegeben. Unter totalitarer Herr-
schaft und insbesondere im Nationalsozialismus wurden
Préambeln aber auch immer wieder missbraucht. Sie dienten
dann dazu, den an sich eindeutigen Gesetzeswortlaut so
zurechtzubiegen, dass auch letzte Reste rechtsstaatlicher Ge-
setze umgangen werden konnten. Diese schlechten Erfah-
rungen haben zu einer gewissen Zurlckhaltung bei der
Verwendung von Prdambeln im einfachen Gesetzesrecht ge-
fuhrt.



1.1 Nationales Verfassungsrecht

Im nationalen Verfassungsrecht sind Prdambeln europa- und
weltweit Ublich. Von den 27 Mitgliedstaaten der Union ver-
flgen 18 Uber eine Verfassungspraambel; weltweit verfligen
ca. drei Viertel der nationalen Verfassungsurkunden ber eine
Praambel. Die einzelnen Praambeln variieren jedoch in Lange
und Inhalt in groRem Umfang. Werden teilweise in epischer
Lange die nationale Geschichte formuliert und Staatsgrund-
sdtze aufgestellt, begnlgen sich andere Vorreden mit einem
einzeiligen Satz. In letzterem Fall ist denn auch die Bezeich-
nung als Préambel nicht ganz unumstritten. Gottesbezige sind
in vier mitgliedstaatlichen Verfassungen enthalten. Ihre
Formulierungen variieren jedoch von Anrufungen der Macht
der Dreifaltigkeit bis hin zu bewusst neutralen Formulierun-
gen, die auch Nichtglaubige einbeziehen wollen.

Einheitliche Regelungen oder Einschatzungen uber die recht-
liche Wirkung von Verfassungsprdambeln existieren bis heute
nicht. Dies l&sst sich anhand dreier Beispiele darstellen.

1.1.1 Deutschland

In der Bundesrepublik wurde der Inhalt der Praambel bei der
Ausarbeitung des Grundgesetzes im Parlamentarischen Rat
intensiv diskutiert und es bestand weitgehend Einigkeit, dass
diese Prdambel das rechtliche und politische Fundament der
neuen Bundesrepublik beinhalten sollte. Diese Entstehungs-
geschichte bereitete den Boden dafir, die rechtliche Bedeu-
tung der Préambel frih anzuerkennen. Das Bundes-
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verfassungsgericht hat im KPD-Verbotsverfahren aus der Pré-
ambel des Grundgesetzes das Wiedervereinigungsgebot abge-
leitet und die Bedeutung dieses Staatsziels im Grundlagenver-
tragsurteil ndher konturiert. Als Staatszielbestimmung enthielt
die Prdambel so zwar keine konkreten Handlungsanwei-
sungen, sie verpflichtete die Staatsorgane aber darauf, auf die
Wiedervereinigung hinzuarbeiten und keine wiedervereini-
gungsrelevanten  Positionen aufzugeben. Diese Recht-
sprechung wurde von der Staatsrechtslehre sehr positiv rezi-
piert und die Mdglichkeit rechtlicher Wirkungen der Praambel
wurde im Anschluss an diese Rechtssprechung schnell aner-
kannt. Spater hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
auch das ,,vereinigte Europa“ als von der Prdambel normiertes
Rechtsgut interpretiert und damit die Mdoglichkeit der weit-
gehenden Integration in die EG und spéter in die EU begriin-
det. In der Literatur wird daneben die Anerkennung weiterer
Staatsziele diskutiert, die allerdings aufgrund ihrer Offenheit
nur eine so geringe normative Direktionskraft hatten, dass an
deren Rechtsgehalt Zweifel gedulert werden. So ist das in der
Praambel formulierte Bekenntnis, auf den Frieden in der Welt
hinwirken zu wollen, kaum noch geeignet, konkrete VVorgaben
fur die AuRenpolitik zu enthalten. Wenn (berhaupt bedeutet
es, dass zumindest eine aktive Friedenspolitik verfolgt werden
muss, eine vollige Indifferenz gegentiber Kriegen im Ausland
verfassungsrechtlich unzuldssig ist.

Im Ergebnis lasst sich festhalten, dass die Praambel des
Grundgesetzes zwar durchaus rechtliche bedeutsame Aus-
sagen enthalt, Rechte des Einzelnen oder spezifische Vorgaben
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fir staatliches Handeln sich ihr jedoch nicht entnehmen
lassen.

1.1.2 Frankreich

In Frankreich kommt der Prdambel sehr viel weitergehende
Bedeutung zu. Aufgrund des Fehlens eines Grundrechtskata-
logs in der Verfassung der flinften Republik hat der Conseil
Constitutionnel erst aus den Prédambelverweisen auf die
»,Déclaration des droits de I’homme et du citoyen* von 1789
und auf die Praambel der Verfassung der vierten Republik die
Geltung der dort erklarten Grundrechte und Prinzipien der
staatlichen Souverénitét abgeleitet und damit eine bedenkliche
Licke des franzosischen Verfassungsrechts geschlossen. Die
franzosische Staatsrechtslehre hat diese Rechtsprechung zwar
dogmatisch angezweifelt, sie aufgrund der hohen Bedeutung
eines angemessenen Grundrechtsschutzes im Ergebnis jedoch
uneingeschrankt akzeptiert. Die Verweise auf historische, not-
wendigerweise nicht aufeinander abgestimmte Texte bringen
aber auch erhebliche Unsicherheiten mit sich und gewahren
dem Verfassungsrat erhebliche Gestaltungsspielrdume. Bestes
Beispiel dafur waren die Verweise auf die ,,Principes Fonda-
mentaux de la République®“, die dem Verfassungsrat grund-
sdtzlich die Maoglichkeit gegeben hétten, jedem lange aner-
kannten gesetzlichen Grundsatz Verfassungsrang zu verleihen.
Diese Unbestimmtheit hat dazu gefiihrt, dass der Verfassungs-
rat von diesen Prinzipien in jlngerer Zeit nur noch &uferst
zuriickhaltend Gebrauch gemacht hat, die meisten von den
Parteien vorgetragenen Prinzipien abgelehnt hat und die
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Losung dann eher im Grundrechtskatalog der Déclaration von
1789 gesucht und gefunden hat.

Jingst wurde in der franzdsischen Verfassungspraambel ein
Verweis auf die Umweltcharta verankert. Man hat dem Text
auf diesem Wege Rechtsverbindlichkeit zukommen lassen,
womit die normative Wirkung der Praambel noch einmal
untermauert wurde. Zweck dieser Vorgehensweise war, ein
Aufbldhen des Verfassungstextes zu vermeiden, allerdings
wurde die Umweltcharta als juristisch kaum handhabbares
Dokument kritisiert. Insgesamt bilden die Prdambelverweise
heute einen groBen Anteil am franzdsischen Verfassungsrecht.

1.1.3 Portugal

Im scharfen Kontrast dazu zeitigt die Verfassungspraambel in
Portugal keine bedeutenden normativen Wirkungen, da die in
ihr angesprochenen Prinzipien allesamt in den Art. 1-11 der
Verfassung wieder aufgegriffen und prézisiert werden. Einzig
das Rechtsstaatsprinzip wurde friher nur in der Praambel
angesprochen und war als Praambelbestandteil bei der
Auslegung der Verfassung eigenstandig zu beriicksichtigen.
Seit das Rechtsstaatsprinzip aber auch in die Artikel der
Verfassung aufgenommen wurde, ist ein Rekurs auch auf diese
Prdambelpassage Uberflissig; die konkreter gefassten Artikel
der Verfassung lassen sich fiir Gerichte einfacher zur
Begrundung heranziehen.
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1.1.4 Fazit

Insgesamt l&sst sich die normative Bedeutung von Préaambeln
im Verfassungsrecht so zusammenfassen, dass diese insbeson-
dere dann normativ wirken und eigenstandige Rechtssatze
enthalten, wenn sich der nachfolgende Verfassungstext als
lickenhaft erweist. Bei besonders schwerwiegenden Liicken
und besonders deutlichen Praambelformulierungen kdnnen sie
auch Rechte des Einzelnen begriinden. Ist demgegentber im
Verfassungstext eine weitgehend vollstdndige Kodifizierung
erfolgt, werden Prédambeln regelmaRig keine eigenstandig
anwendbaren Rechtssétze mehr entnommen. Sie bringen dann
die besondere Bedeutung der in ihr angesprochenen Gesichts-
punkte zum Ausdruck, die — spater wieder aufgenommen — zum
Leitmotiv der Verfassung werden. Diese erhohte Bedeutung ist
in Auslegungsfragen und Abwéagungsentscheidungen, die im
Verfassungsrecht sehr haufig sind, zu bertiicksichtigen. Der
rechtliche Gehalt von Praambeln I&sst sich so kaum im Voraus
und keinesfalls unabhdngig von den Verfassungsartikeln
bestimmen; Préambeln kdnnen aber flr die Rechtsfindung in
konkreten Fallen entscheidende Impulse geben.

1.2 Insbesondere Gottesbezlige

Gottesbezlige in nationalen Verfassungen sind ein
althergebrachtes Phanomen und finden sich heute in vier
mitgliedstaatlichen Verfassungen: Deutschland und Polen
beginnen ihre Verfassung mit einer sogenannten ,,nominatio
dei”, die nach den meisten Interpretationen in weltanschaulich
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neutraler Weise die Verantwortung vor héheren Werten zum
Ausdruck bringt, in Irland und Griechenland ist eine
sogenannte ,,invocatio trinitatis* der Verfassung vorangestellt,
in der die Dreifaltigkeit angerufen wird. Die rechtliche
Aussagekraft  dieser Prdambelpassagen wird  (beraus
kontrovers beurteilt.

1.2.1 Deutschland

Im Parlamentarischen Rat wurde eine Erwahnung der
Verantwortung vor Gott diskutiert, letztlich wurde die
Aufnahme dieser Sequenz vor allem deshalb bejaht, weil auf
diesem Wege eine Abgrenzung von der als ,gottlos”
verstandenen, totalitdren Herrschaft der Nationalsozialisten
stattfinden sollte. Die rechtlichen Auswirkungen der
»shominatio dei“ wurden allerdings in der jungen
Bundesrepublik kaum untersucht. Erst Anfang der achtziger
Jahre setzte eine Diskussion dartiber ein, die bis heute
allerdings nicht zu einem klar erkennbaren Meinungsstand
gefiihrt hat.

Fanden sich zunéchst bezliglich der deutschen ,,nominatio dei“
— damals noch oftmals als ,,invocatio dei“ bezeichnet — Ver-
suche, diese als ,,theonome Spitze* der Verfassung zu begrei-
fen, die einen christlichen Staat konstituiere und christliche
Pflichtkurse fir die Bevolkerung erzwinge, wird der ,,nomi-
natio dei“ heute von Vielen jegliche normative Bedeutung
abgesprochen. Die weltanschauliche Neutralitdt des Staates
zwinge dazu, die ,,nominatio dei“ als bloRes Dekor der Verfas-
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sung zu begreifen. Zwischen diesen beiden Extrempositionen
geht die Uberwiegende Auffassung jedoch von einem norma-
tiven Gehalt aus, der — stark variierend — in einer Anerkennung
Uberpositiver Rechtssatze, einem Totalitarismusverbot mit
engem Bezug zur Menschenwirde, dem Verbot eines strikten
staatlichen Laizismus sowie des Atheismus als Staatsreligion,
einer Schutzpflicht fir zuklnftige Generationen und der
Verstarkung der Religionsgrundrechte gesehen wird. All diese
Wirkungen sind umstritten, oft gehen diesbeziglich gemachte
AuBerungen in der Polemik aktueller Streitfalle unter. Allen
diesen potenziellen Wirkungen ist gemein, dass sie man auch
aus anderen Normen des Grundgesetzes ableiten kann.
Demnach kann der Gottesbezug kaum als eigenstandig
anwendbarer Rechtssatz interpretiert werden. Praambeltypisch
lassen sich ihm jedoch besondere Schwerpunktsetzungen
entnehmen, die bei der Interpretation des Grundgesetzes zu
beruicksichtigen sind. Daneben ist interessant, dass in der
Diskussion betont wird, dass es im Grundgesetz heif3t ,,Im
Bewusstsein der Verantwortung vor Gott und den Menschen®.
Der Erwéhnung der Verantwortung vor den Menschen wird
entnommen, dass es dem Grundgesetz hier gerade nicht um
irgendeine weltanschauliche Festlegung ging, sondern offen
zum Ausdruck gebracht werden sollte, dass es hohere
Verantwortungsinstanzen gebe. Wo genau diese gefunden
werden konnen, lasst das Grundgesetz offen.
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1.2.2 Polen

Ahnlich wie bei der europaischen Verfassungsgebung gehorte
in Polen der Gottesbezug zu den bei der Verfassungsdis-
kussion meist diskutierten Fragen. Seine ersichtlich um
Ausgewogenheit und weltanschauliche Neutralitdt bemihte
Formulierung fuhrte - neben anderen Gesichtspunkten, ins-
besondere der Abtreibungsproblematik - zur Ablehnung der
Verfassung durch die polnische katholische Kirche. Auch in
der polnischen Bevdlkerung wurde das Thema viel diskutiert,
letztlich setzte sich fur die Verfassung eine Formulierung
durch, die die Verantwortung vor Gott neben die Verantwor-
tung vor anders begriindeten hoheren Werten setzte.

Die normative Bedeutung des Gottesbezugs wurde anschlie-
Rend relativ wenig diskutiert. Das verwundert auch deshalb
kaum, weil im polnischen Verfassungsrecht, &hnlich wie im
Portugiesischen, sehr detaillierte Regelungen vorhanden sind,
so dass haufig die rechtliche Bedeutung der Praambel insge-
samt in Frage gestellt wird. Von denjenigen, die rechtliche
Auswirkungen der Prdambel prinzipiell bejahen, werden dann
auch Auswirkungen des Gottesbezugs untersucht. Allgemein
wird darin ein Bekenntnis zu héheren Werten und zur weltan-
schaulichen Neutralitat des Staates sowie die Betonung der
Bedeutung von Religions- und Weltanschauungsfreiheit ge-
sehen.
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1.2.3 Invocatio trinitatis

Die irische und griechische ,,invocatio trinitatis“ bringen je-
weils die christliche Pragung des Staatswesens zum Ausdruck.
Insbesondere die Anerkennung von (ber dem Verfassungs-
recht stehenden Naturrechtssétzen wurde friher aus der ,,in-
vocatio trinitatis“ abgeleitet. So hat der lIrische ,,Supreme
Court* unter Bezug auf die ,invocatio trinitatis“ das Verbot
homosexueller Handlungen unter Méannern aufrechterhalten.
Solche Urteile sind allerdings Einzelfalle geblieben, im séku-
larisierten Staat verschwindet die normative Bedeutung der
,invocatio trinitatis“ mehr und mehr. Die weltanschauliche
Neutralitat des Staates und die auch in der Européischen Men-
schenrechtskonvention gewahrleistete Religionsfreiheit lassen
der ,,invocatio trinitatis“ kaum einen Anwendungsbereich. Sie
stellt letztlich im Europa der Glaubensfreiheit einen gewissen
Anachronismus dar, der auch in den erhitzten Diskussionen
Uber den Gottesbezug oder eine religidse Referenz im Euro-
paischen Verfassungsvertrag nie ernsthaft diskutiert wurde.

1.2.4 Osterreichische Verfassungsgebung

SchlieRlich wurde in Osterreich bei dem vorlaufig gescheiter-
ten Versuch einer Verfassungsrevision eine Debatte (ber die
Aufnahme einer Prdambel mit Gottesbezug gefihrt. Wurde
zunéchst in Anlehnung an die deutsche Formulierung die
»Verantwortung vor den Menschen und Gott* vorgeschlagen,
so wurde nach scharfer Kritik hieran die Erwahnung der ,,Ver-
antwortung vor den Menschen und der Schépfung* von vielen
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favorisiert. Die Diskussion litt dabei schon an betréchtlicher
Unsicherheit Uber die normative Bedeutung der Prdambel im
Allgemeinen, kommt doch das Osterreichische Verfassungs-
recht bisher ohne Praambel aus. Der normative Gehalt des von
der OVP geforderten Gottesbezugs, dem die dsterreichischen
Kirchen eher zuriickhaltend gegenuber standen, wurde ins-
besondere in Anlehnung an die deutsche ,,nominatio dei“ dis-
kutiert und immer wieder wurden Angste vor einer Vermi-
schung von Politik und Religion geduRert.

1.2.5 Fazit

Insgesamt lasst sich Gottesbeziigen in Verfassungspraambeln
ein  normativer Gehalt nicht absprechen. Sie betonen
insbesondere die hohe Bedeutung der Religionsfreiheit und
werden immer wieder in Zusammenhang mit Uberpositiven
Rechtssatzen gebracht. Ein christlicher Staat wird durch sie
jedoch nicht konstituiert und auch eigenstandige anwendbare
Rechtsnormen werden darin — praambeltypisch — heute kaum
noch gesehen.

1.3 Volkerrecht

Im Volkerrecht werden Prdambeln durch Art. 31 Abs. 2 der
Wiener Vertragsrechtskonvention als Auslegungshilfe aner-
kannt, was schon friiher Vélkergewohnheitsrecht entsprach.
Die Rechtsprechung des Internationalen Gerichtshofs macht
deutlich, dass von Prdambeln insbesondere in der teleologi-
schen Auslegung wichtige Impulse ausgehen und sie auch im
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Zusammenhang mit der volkerrechtlichen ,,implied powers®-
Lehre von grofRer Bedeutung sein konnen. Dies gilt umso
mehr, wenn ein unabhangiges Gericht zur Auslegung des Ver-
trags berufen ist. In diesen Fallen neigen volkerrechtliche Ver-
trage insgesamt zu einer dynamischeren Entwicklung und fiir
eine solche kann die Prdambel wichtige Orientierungspunkte
geben. Eigenstadndige Rechte oder Pflichten der Vertragspar-
teien enthalten Praambeln zu vélkerrechtlichen Vertragen je-
doch im Regelfall nicht. Gerade die Verankerung einer Aus-
sage in der Prdambel spricht gegen die Annahme, dass die
Vertragsparteien damit eigenstdndige Pflichten begriinden
wollten.

Diese Rechtslage l&sst sich insbesondere am prominenten Bei-
spiel der Praambel der Europaischen Menschenrechtskonven-
tion (EMRK) veranschaulichen. Die darin angesprochene Be-
deutung des Rechtsstaatsprinzips hat der Européische Ge-
richtshof fiir Menschenrechte dafir genutzt, die prozessualen
Garantien der EMRK weit tUber deren Wortlaut auszuweiten
und die EMRK damit schrittweise zu einem umfassenden
Grundrechtskatalog zu entwickeln. Auch in anderen Situa-
tionen hat der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte
immer wieder die Prdambel herangezogen, um einen weit-
gehenden Grundrechtsschutz zu gewéhrleisten oder die beson-
dere Bedeutung einzelner Grundrechte zu betonen. Demgegen-
tber hat die Prdambel der UN-Charta in der Praxis der Verein-
ten Nationen bis heute keine wichtige Rolle gespielt. Zwar
sind in der Literatur Versuche zu beobachten, der Prdambel
Rechtspflichten oder zumindest Auslegungsgrundsétze etwa
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im Bereich des Menschenrechtsschutzes zu entnehmen. Diese
Versuche spiegeln sich jedoch bisher nicht in der Staatenpra-
xis wieder. Bis heute wird die Prdambel der UN-Charta in
gerade einmal zwei Resolutionen der Generalversammlung
erwéhnt, wahrend der Sicherheitsrat sie bis heute nie zitiert
hat.

So sind Praambeln im Vélkerrecht bis heute vor allen Dingen
Auslegungshilfen, die jedoch als solche mit einem hohen
Stellenwert versehen sind, da sich in ihnen der subjektive
Wille der Parteien objektiv im Vertragstext wiederfindet und
so zwischen den unterschiedlichen Auffassungen Uber die
richtige Auslegungsmethode im Volkerrecht vermittelt werden
kann.

1.4 Europarecht

Seit den Anfangen der europdischen Integration haben alle
Grindungsvertrage der Europdischen Gemeinschaften und
spater der Europdischen Union Praambeln enthalten. Diese
spiegeln deutlich die Entwicklung von einer Wirtschafts-
gemeinschaft mit dem Ziel der Friedenssicherung zu einer
immer stdrkeren integrierten supranationalen Gemeinschaft
mit dem Ziel der Bildung einer Wertegemeinschaft wieder.

Diese gewissermalien prophetische Kraft der Praambeln spie-
gelt sich auch in ihrer normativen Wirkung wieder. Insbeson-
dere die Praambel des Vertrags zur Grundung der Euro-
paischen Gemeinschaft (EGV) hat in der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs (EuGH) eine nicht zu unterschat-
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zende Bedeutung erlangt. Der EUGH hat immer wieder auf die
Praambel rekurriert, um seine besonders integrationsfreundli-
che und viel kritisierte Auslegung der Griindungsvertréage zu
begrinden. Insbesondere wurde aus der Préambel — anfangend
mit dem Urteil ,,van Gend & Loos* — mehrfach die fur die
Wirkungsmacht des Europarechts unverzichtbare unmittelbare
Wirkung einer Norm abgeleitet. Darliber hinaus wurde mit
Hilfe der Prdambel das der teleologischen Auslegung
zugrunde liegende Ziel einzelner Vorschriften bestimmt und
die besondere Bedeutung einzelner Aspekte flr die euro-
paische Integration betont. Auf diesem Wege wurde mit der
Praambel in den Anfangsjahren insbesondere eine strenge
Auslegung der Wettbewerbsbestimmungen begriindet. Spater
wurde die Praambel auch flr eine starkere Betonung des sozia-
len Anliegens der Gemeinschaft herangezogen.

In der Literatur findet sich weitergehend die sehr umstrittene
Annahme, dass der Prdambel Ziele im Sinne des Art. 308
EGV zu entnehmen seien, womit die in der Prdambel
genannten Anliegen der Union sogar kompetenzbegrindend
wirken konnten. Andere meinen, eine solche Auslegung fiihre
zu einem Kompetenzzuwachs der Union, der nicht mit dem
Grundsatz der begrenzten Einzelermdchtigung vereinbar sei.
Der Streit hatte insbesondere in den Anfangsjahren
Bedeutung, als der Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV) noch erhebliche Luicken
aufwies, die durch eine extensive Anwendung des Art. 308
geschlossen werden sollten. Angesichts der heute sehr
umfassenden Normierungen der Grindungsvertrdge hat der
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Streit deutlich an Brisanz eingeblRt. Die Prdambel enthalt
kaum noch Aussagen, die zum einen hinreichend konkret
formuliert sind, um als Ziele im Sinne des Art. 308 EGV in
Frage zu kommen und die zum anderen in den spéteren
Bestimmungen des Vertrages nicht noch einmal als Ziele
formuliert sind. Demnach wird sich dieser Streit in der Praxis
zukunftig kaum noch auswirken, allenfalls kann die Prdambel
eine erweiternde Auslegung der in den Vertragsartikeln
formulierten Ziele nahelegen. Zusammenfassend l&sst sich
feststellen, dass die Prdambel des EGV in der Rechtsprechung
des EuGH insbesondere in Auslegungsfragen sehr
bemerkenswerte Wirkungen gezeitigt hat.

Im Gegensatz zur Prdambel des EGV sind die Praambeln der
Einheitlichen Européischen Akte (EEA) und des Vertrags tber
die Europdische Union (EUV) der direkten Jurisdiktion des
EuGH entzogen, da der EUGH Uber diese Vertrage nur tber
eine auf bestimmte Vertragsartikel beschrankte Recht-
sprechungskompetenz verfligt. Dies hat den Gerichtshof nicht
daran gehindert, die Prdambeln zur Auslegung der ihnen nach-
folgenden Vertrdge heranzuziehen, was sich aus dem Gedan-
ken der Einheit des Vertrages rechtfertigen Iasst. Insbesondere
in den Schlussantragen der Generalanwalte werden die Préam-
beln so zur Konturierung der Vertrage gebraucht, wobei auf-
fallt, dass die Prdambeln dabei durchaus nicht nur fur den
Grundungsvertrag, dem sie vorangestellt sind, sondern auch
zur Auslegung anderer Grindungsvertrdge genutzt werden.
Der Prédambel der EEA hat der EUGH eine (spéate) Bestatigung
seiner Rechtsprechung zur Anerkennung von Gemeinschafts-
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grundrechten entnommen, die er auch in seiner derzeitigen
Rechtsprechung gleichberechtigt neben der Bestatigung der
Geltung der Unionsgrundrechte in Art. 6 EUV erwahnt. Auch
die Nennung des Demokratieprinzips in den Prdambeln dieser
Vertrage wurde in den letzten Jahren in den Schlussantrégen
der Generalanwalte immer wieder zitiert, um auf die Uberra-
gende Bedeutung dieses Prinzips fur die zukunftige Entwick-
lung der Europdischen Union hinzuweisen und so das oft be-
mangelte Demokratiedefizit zumindest ansatzweise auszuglei-
chen.

Zu unterscheiden von den Prédambeln der primdrrechtlichen
Grindungsvertrdge sind die vorangestellten Begriindungs-
erwdgungen von Sekundérrechtsakten gem. Art. 253 EGV.
Diese wurden zwar in Einzelféllen zu sehr gewagten und viel
kritisierten Auslegungen des Sekundarrechts herangezogen,
grundsatzlich hat der EUGH ihnen jedoch nur eine Rolle als
allenfalls gelegentlich bedeutsame Auslegungshilfe zuge-
billigt.

Insgesamt kann man festhalten, dass auch im Europarecht die
Praambeln der Grindungsvertrdge beachtliche Auswirkungen
hervorbringen. Insbesondere die dynamische Rechtsprechung
des EuGH hat sich immer wieder auf sie berufen, um eine
extensive, teilweise den Wortlaut hinter sich lassende
Interpretation einzelner Vertragsbhestimmungen begrinden zu
konnen.
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2. Religiose Referenz im Verfassungs-
vertrag

Auf Grundlage dieser rechtsvergleichenden Beobachtungen
kann nun die rechtliche Bedeutung einer religiésen Referenz
im System des Européischen Verfassungsvertrags analysiert
werden.

2.1 Allgemeines

VVom Ausgangspunkt der normativen Wirkung von Préambeln
im Allgemeinen und Gottesbeziigen in Prdambeln im
Besonderen kann einem Gottesbezug oder der Bezugnahme
auf das religiose Erbe im Europdischen Verfassungsvertrag
nicht pauschal jede rechtliche Bedeutung abgesprochen
werden. Die Behauptung, die Laizitdt der Union und die
Religionsfreiheit der Unionsbirger verbiete jede rechtliche
Auswirkung, ist nicht haltbar. Weder steht fest, dass die Union
laizistisch etwa im franzdsischen Sinn ist, noch besteht eine
unauflosbare Konfliktlage zwischen Religionsfreiheit und den
rechtlichen Auswirkungen einer religiésen Referenz. Vielmehr
muss versucht werden, die religitse Referenz mit den Ubrigen
Bestimmungen des Verfassungsvertrages in Einklang zu
bringen und zu bestimmen, ob angesichts einer religidsen
Referenz tatsachlich noch von einer religionsblinden Laizitat
der Union ausgegangen werden kann.
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2.1.1 Juristische Definition des religidsen Erbes

Um diesen Fragen nachzugehen, bedarf es zunéchst einer ju-
ristischen Definition der religidsen Referenzen. Die jetzt auch
im Reformvertrag zu findende Bezugnahme auf das ,kultu-
relle, religiose und humanistische” bzw. die alternativ disku-
tierte Referenz auf das ,kulturelle, religitse, insbesondere
christliche und humanistische Erbe* sind als Hinweis auf die
Bedeutung der europdischen geisteswissenschaftlichen Ideen
und Vorstellungen fir die Union zu verstehen, wobei eine
genaue Abgrenzung zwischen einzelnen geisteswissenschaft-
lichen Disziplinen wohl weder erfolgversprechend noch er-
forderlich ist. Das ,,religiose Erbe Europas beinhaltet dabei
jedenfalls sehr starke christliche und auch judische Einflusse.
Ob auch der Islam einbezogen werden sollte, ist umstritten
und bedarf der historischen Beantwortung. Juristisch scheint
der Wortlaut eher auf eine bejahende Antwort hinzudeuten,
war doch die Erwédhnung des allgemeinen religiésen Erbes
gerade gewahlt worden, um den Eindruck der Exklusion nicht
genannter Glaubensrichtungen zu vermeiden.

Dabei wird dieses Erbe nicht nur im Bewusstsein gehalten,
sondern aus diesem Erbe soll ,,geschopft* werden, wodurch
die zukunftige Bedeutung dieses Erbes fir die Union
verdeutlicht wird. Damit ist offensichtlich bezweckt, dass bei
der Entwicklung der Union dieses Erbe durchaus eine
gewichtige Rolle spielen konnen und als Inspiration der
europdischen Rechtssetzung genutzt werden soll.

Die ausdriickliche Nennung des Christentums hatte eine
historisch  zutreffende, rechtspolitisch  jedoch  &uferst
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umstrittene Hervorhebung des Christentums enthalten.
Dadurch wirde der wichtige Anteil, den das Christentum in
der Européischen Geschichte unstreitig gespielt hat, explizit
hervorgehoben. Ob dadurch bestimmte Rechtsfolgen ausgelost
wirden, lasst sich abstrakt kaum beantworten, es erscheint
aber maoglich, dass dadurch gewisse neue
Interpretationsspielraume geschaffen wiirden.

2.1.2 Definition eines Gottesbezugs

Auch der schlielflich nicht aufgenommene Gottesbezug héatte
der Interpretation und juristischen Definition bedurft, um
rechtliche Wirkungen zeitigen zu kdnnen. Eine Erwéhnung der
Verantwortung vor Gott und den Menschen im Verfas-
sungsvertrag wére nicht konfessionsgebunden zu verstehen.
Gott lediglich als Gott des Christentums oder einer anderen
Religion definieren zu wollen, lieRe sich schwerlich mit dem
neutral formulierten Religionsverfassungsrecht des Verfas-
sungsvertrags in Einklang bringen und wirde auch dem
Sprachgebrauch im Europa des 21. Jahrhunderts kaum gerecht.
Selbstverstandlich bliebe es dem Einzelnen mdglich, ,,seinen*
Gott in dieser Erwahnung wiederzufinden, eine ldentifikation
der Union mit einer bestimmten Religion oder Weltanschau-
ung ware damit jedoch nicht verbunden. Durch einen Gottes-
bezug wirden vielmehr hohere Werte anerkannt, Ober die
menschliche Herrschaft nicht disponieren kann. Damit ware
jedoch nach zutreffender Auffassung keine, dem Recht der
Europaischen Union fremde, Anerkennung der Bindung an
uberpositives Recht verbunden, sondern lediglich der Verweis
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auf hohere ethische Grundsatze. Eine weitergehende Intention
lieRe sich dem Verfassungsgeber kaum unterstellen.

2.1.3 Uberpositives Recht

Sollte der Gottesbezug jedoch — entgegen der hier vertretenen
Ansicht — als Hinweis auf die Geltung Uberpositiver Rechts-
grundsétze verstanden werden, so wére dem EuGH die Mog-
lichkeit eroffnet, eine Normenhierarchie im européischen Pri-
mérrecht unter Rekurs auf (berpositive Rechtsgrundsatze
anzuerkennen. Es gébe dann das von den Mitgliedstaaten
gesetzte Primérrecht und darin enthalten gewisse Normen, die
auch der Disposition der Mitgliedstaaten entzogen waren. Dies
diirfte insbesondere dazu flihren, dass eine Art anderungsfester
Kern des Priméarrechts anerkannt wuirde, der vermutlich
insbesondere in den Grundsatzbestimmungen des Euro-
paischen Verfassungsvertrags (EVV) zu finden ware. Auf den
Prufungsmafstab und die Geltung von Sekundérrecht hatte
dies wohl keine Auswirkungen, da dem EuGH gerade im
Regelungswerk des Verfassungsvertrags mannigfaltige andere
Prufungsmalstabe zur Verfiigung stiinden. Die Stellung der
Vertragsparteien als alleinige Herren der Vertrdge wére damit
jedoch wohl beendet, da sich wohl allein der EUGH dazu beru-
fen sahe, Anderungen des Primarrechts grundsatzlich auf
deren Konformitat mit den von ihm zu entwickelnden Uber-
positiven Rechtsgrundsatzen zu Gberprifen.
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2.1.4 Staatswerdung — Spatere Streichung des
Gottesbezugs

Ein Gottesbezug im Verfassungsvertrag enthélt als solcher
auch kein hinreichendes, die entgegenstehenden Bestimmun-
gen des EVV Uberspielendes Indiz fiir die Staatswerdung der
Union. Zwar trifft es zu, dass bisher nur nationale Verfas-
sungen, aber keine volkerrechtlichen Vertrdge Gottesbeziige
enthalten. Aus diesem empirischen Befund allein I&sst sich die
Staatswerdung jedoch sicherlich nicht ableiten, vielmehr bleibt
die EU eine foderative, supranationale Organisation, deren
Kompetenzen von den Mitgliedstaaten (bertragen worden
sind, die aber ber keine eigene All-Kompetenz, keine Souve-
ranitat verflgt. Auch einer spéateren Streichung des Gottes-
bezugs in einem Verfassungsvertragsanderungsverfahren stiin-
den juristisch keine Bedenken entgegen, konnten doch die
Mitgliedstaaten, wie der EVV gezeigt hat, auch von Anfang an
auf den Gottesbezug verzichten. Politisch diirfte eine solche
Streichung jedoch hdchst unwahrscheinlich sein.

2.1.5 Eigenstandige Pflichten

Aufgrund fehlender Préazision kénnten weder einem Gottes-
bezug noch einer Referenz auf das Erbe Europas eigen-
standige Handlungspflichten der Unionsorgane entnommen
werden. Dazu besteht angesichts der duferst umfangreichen
Regelungen des Verfassungsvertrags auch kein Anlass. Eine
religiose Referenz ist entgegen haufig gedulRerter Beflrchtun-
gen auch kein rechtsverbindlicher Verweis auf religiése Leh-
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ren, filhrt also nicht etwa zu einer religiésen Uberlagerung des
Unionsrechts. Denn weder weist sie ausdricklich auf die
Rechtsverbindlichkeit religioser Vorstellungen und noch viel
weniger auf bestimmte religidse Texte hin. Wie oben darge-
stellt, ist die religiose Referenz ja gerade nicht exklusiv und
kann somit auch nicht die religiosen Uberzeugungen einer
bestimmten Religion fur verbindlich erklaren. Das schlief3t
nicht die Beriicksichtigung religiéser Argumente in der euro-
paischen Rechtsfindung aus, aber eben deren besondere
Gewichtung gegeniiber anderen Interessen.

Ein Gottesbezug brachte jedoch ein positivrechtliches
Totalitarismusverbot zum Ausdruck, dessen Wurzeln die
Bezugnahme auf das Erbe Europas offenlegt. Hier lasst sich
eine positivrechtliche Bedeutung der im Gottesbezug zum
Ausdruck kommenden Anerkennung hoherer ethischer
Grundsétze erkennen. Wird durch den Gottesbezug némlich
die Existenz hoherer Werte und damit auch die Fehlbarkeit des
Menschen anerkannt, so muss ein Gemeinwesen es nach
Moglichkeit vermeiden, es in die Hande Einzelner oder
Weniger zu geben, mit totaler Macht zu kontrollieren. Damit
sind sowohl Kernbereiche der Gewaltenteilung und der
Subsidiaritat des Unionsrechts angesprochen, als auch der
Schutz des Individuums vor schrankenlosen Eingriffen des
Staates in sein Leben gefordert. Dieses Totalitarismusverbot
wird durch die Werte der Union, wie Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie, sowie insbesondere die Gewahrleistung der
Menschenwirde in der Grundrechtecharta konkretisiert und
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wird demzufolge nicht eigenstandig anwendbar sein. Es findet
seine Wurzeln im geistesgeschichtlichen Erbe Europas.

2.2 Auslegungsgrundsatze

Religitse Referenzen enthalten demnach keine Rechtssatze, die
neben den ausfuhrlichen Normierungen des Verfassungs-
vertrags eigenstandig anwendbar waren. Das ist wenig Uber-
raschend, ist doch schon oben festgestellt worden, dass all-
gemein die Bedeutung der Prdambel insbesondere in Aus-
legungs- und Abwadgungsfragen zu beobachten ist. Bei solchen
Fragen sind auch fir eine religiose Referenz in der Prdambel
die weitestgehenden Auswirkungen zu erwarten.

2.2.1 Religionsverfassungsrecht

Allen religiosen Referenzen kann ein Prajudiz fir das sich
entwickelnde europdische Religionsverfassungsrecht entnom-
men werden. In Europa bestehen sehr unterschiedliche reli-
gionsverfassungsrechtliche Grundsysteme, von einem Staats-
kirchentum, in dem Staat und Staatskirche eins sind, Uber Sys-
teme in denen Glaubensgemeinschaften mehr oder weniger
eng mit dem Staat kooperieren hin zu solchen, in denen eine
moglichst strikte Trennung von weltlichem und religiosem
Leben angestrebt wird. Keines dieser Systeme wird sich eins
zu eins auf die Européische Union ubertragen lassen. Aber
wenn die Union im Rahmen ihrer groer werdenden Kom-
petenzen mehr und mehr auch mit der Religionsaustibung ihrer
Birger in Kontakt tritt, so werden immer wieder Fragen zu
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beantworten sein, denen die Fundamentalfrage des Verhalt-
nisses der Union zu den Glaubensgemeinschaften zu Grunde
liegt und die dann eine Beantwortung verlangen wird.

Durch die Nennung der Religion beziehungsweise Gottes in
der Préaambel wird die positive Bedeutung der Kirchen und
Religionsgemeinschaften fiir die Union gewirdigt. Dem kann
eine grundsatzliche, wenn auch sicherlich nicht detailgenaue
Entscheidung fur die zukinftige Entwicklung des Euro-
paischen Religionsverfassungsrechts entnommen werden. Es
ist Uberzeugend, dass wenn sich die Union zum religiésen
Erbe Europas bekennt und daraus schopfen will, sie nicht
gleichzeitig versuchen kann, das religiose Leben aus der
Offentlichkeit zu verdrangen, beziehungsweise den Glauben
als solchen in Frage zu stellen. Einer Forderung des Atheis-
mus durch die Union oder einem religionsblinden Laizismus,
der dem bisherigen Recht der Europaischen Union mitunter
unterstellt wurde, wird damit eine Absage erteilt. Gleichzeitig
macht die Prdambel mit der Nennung von kulturellem, reli-
giésem und humanistischem Erbe aber auch deutlich, dass
keine Privilegierung des Religidsen angestrebt wird. Vielmehr
anerkennt die Union die genannten geistesgeschichtlichen
Stromungen als fir ihre kunftige Entwicklung wichtig und will
sie in klinftige Entscheidungsprozesse einbeziehen; eine wohl-
wollende Neutralitat sollte das Ergebnis sein. Damit bringt die
Union zum Ausdruck, dass sie in Zukunft in freundlicher und
offener Art und Weise mit den Reprasentanten dieser Stro-
mungen, den christlichen Kirchen, Reprasentanten anderer
Glaubens- und Weltanschauungsgemeinschaften, zusammen-
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arbeiten und deren Belange beriicksichtigen will, selbst-
verstdndlich ohne alle dabei geduflerten Winsche beriick-
sichtigen zu konnen und zu wollen. Dieser Grundsatz findet in
den zahlreichen religionsverfassungsrechtlichen Bestimmun-
gen des Europaischen Verfassungsvertrags zahlreiche Konkre-
tisierungen und muss bei deren Auslegung beriicksichtigt
werden.

Das Zusammenspiel zwischen Prédambeln und Verfassungs-
vertragsartikeln bringt dabei noch das folgende, durch die
Spezifika des Europarechts erforderte Prinzip zum Ausdruck:
Die Religionsfreundlichkeit beinhaltet, neben einem eigen-
stdndigen hohen Schutzniveau der Religionen auf Unions-
ebene, eine besondere Beriicksichtigung der den Religions-
gemeinschaften im nationalen Recht gewdhrten Vorteile. Zum
einen wird also die Union, wenn sie — auch angesichts er-
weiterter Kompetenzen — vermehrt in Kontakt mit Religions-
austibung ihrer Birger kommt, einen hohen Schutz gewahr-
leisten missen. Zur Sicherstellung dieses Schutzes ist insbe-
sondere der EUGH berufen und er wird sich dabei von der
bisherigen Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofs flr
Menschenrechte leiten lassen und darauf aufbauend einen
substantiellen Schutz garantieren miissen. Daneben aber wird
auch in der Zukunft ein groRer Teil der Sachverhalte und
Rechtsfragen, die religiose Belange bertihren, primdr durch die
Mitgliedstaaten zu regeln sein. Die dabei haufig indirekt anzu-
wendenden européischen Normen missen dann so interpretiert
werden, dass nationale Besonderheiten des Religionsver-
fassungs- oder Staatskirchenrechts so weit wie moglich be-
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rucksichtigt werden konnen und damit keine européische
Uberlagerung der nationalen religionsverfassungsrechtlichen
Systeme erfolgt.

Auch die in den Diskussionen h&ufig geforderte ausdrtickliche
Erwahnung des Christentums wiirde keine grundsatzlich ande-
ren oder weitergehenden Rechtsfolgen auslsen kdnnen. Eine
solche Erwahnung wirde grundsatzlich keine Bevorzugung
der christlichen Kirchen auf europdischer Ebene begriinden
konnen, da insoweit das neutral formulierte Religions-
verfassungsrecht des Verfassungsvertrags keine einseitigen
Privilegierungen zul&sst. In bestimmten Situationen allerdings
sind Differenzierungen — etwa nach der Grole einer Religions-
gemeinschaft — nicht ausgeschlossen, auch wenn dabei Zu-
riickhaltung angezeigt bleiben wird.

Die Religionsfreundlichkeit des Unionsrechts ist nach alledem
zwar Auslegungsgrundsatz, es handelt sich jedoch nicht um
eine eigenstandig anwendbare Rechtsnorm. Letzteres wére fir
eine Prdambelaussage ohnehin sehr ungewdéhnlich, angesichts
der mannigfachen anderweitigen religionsverfassungsrecht-
lichen Normierungen des Verfassungsvertrags ist es aber auch
schlicht nicht erforderlich. Vielmehr wird die Religionsfreund-
lichkeit im Zusammenspiel mit den zahlreichen anderen reli-
gionsverfassungsrechtlichen Regelungen des Verfassungsver-
trags rechtliche Wirkungen herbeifiihren konnen, letztlich
deren religionsfreundliche Auslegung vorgeben.
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2.2.2 ,,Christlich-abendlandischer Auslegungstopos

Zusatzlich bringt die enge Anbindung des Erbes Europas an
die Entwicklung der Grundwerte der Union in der Prdambel
einen ,,christlich-abendlandischen* Auslegungstopos zum
Ausdruck, der besagt, dass die Entwicklung der Grundwerte
der Union bei der Auslegung des Verfassungsvertrags
besonders zu bertiicksichtigen ist. Zwar muss dies ohnehin bei
der Interpretation von Rechtsnormen beachtet werden; bei der
Interpretation der recht offen formulierten Grundwerte kann es
allerdings besondere Bedeutung erlangen. Dabei darf
allerdings keine der Entwicklungslinien zu Lasten anderer
einseitig privilegiert werden, sondern vielmehr mussen
kulturelle,  religiose und  humanistische  Urspriinge
gleichermalien beriicksichtigt werden. So bringt die Praambel
eben auch die Pluralitat Europas deutlich zum Ausdruck.

2.3 Auswirkungen auf andere Normen des EVV

Die religiosen Referenzen wiirden demnach vor allem bei der
Auslegung anderer Normen des Verfassungsvertrags eine
Rolle spielen. Dabei ist die Praambel des EVV grundsatzlich
auf die Auslegung aller Vorschriften des Vertrags anwendbar.
Dass der Charta der Grundrechte weiterhin eine eigene Praam-
bel vorangestellt ist, steht dem nicht entgegen. Denn schon zur
in sich schlissigen und einheitlichen Auslegung des Ver-
fassungsvertrages ist es notwendig, dass uberall die gleichen
Prdambelerwagungen zur Auslegung herangezogen werden.
Bei Begriffen, wie etwa der Menschenwiirde, die in unter-
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schiedlichen Bestimmungen des Verfassungsvertrags enthalten
sind, ist es zur Vermeidung von Unsicherheiten zwingend
erforderlich, immer dieselben Auslegungsgrundsétze anzu-
wenden.

2.3.1 Allgemeine Vorschriften

Auswirkungen der Religionsfreundlichkeit und des christlich-
abendlandischen Auslegungstopos kénnen sowohl bei der
Interpretation allgemeiner Vorschriften als auch im Religions-
verfassungsrecht von Bedeutung sein.

Menschenwirde

Der ,christlich-abendlandische” Auslegungstopos ist ins-
besondere bei der Auslegung der Menschenwirde in Art. 11-61
EVV und bei der Auslegung des Art. I-2 EVV zu berlcksich-
tigen, wobei hierbei wiederum keine einseitig christliche Aus-
legung moglich ist. Zwar ist weitgehend unbestritten, dass das
Christentum bei der Entwicklung des Begriffs der Menschen-
wirde eine wichtige Rolle gespielt hat, ebenso gibt es aber
andere wichtige Einflusse auf diesen Begriff, dessen Geltung
teilweise gerade auch gegen die Kirchen durchgesetzt werden
musste. Das entwicklungsgeschichtliche Verstandnis der Men-
schenwiirde inshesondere im Christentum und bei Kant besta-
tigt allerdings, dass die Menschenwiirde abwagungsfest ist
und konnte diesbeziigliche Zweifel in aktuellen Diskussionen
auf europdischer Ebene beseitigen. Denn dass auch der noch
so wichtige Zweck die Entwirdigung des Menschen nicht zu
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rechtfertigen vermag, darin sind sich die unterschiedlichen
Menschenwirdeansétze einig.

Zusatzliche Anwendungsfelder der Menschenwiirde lassen
sich allerdings aufgrund der Diversitat der begriffsgeschicht-
lichen Entwicklung mit Hilfe einer religiosen Referenz nicht
begrinden. Dafiir spricht schon ganz allgemein, dass man,
wenn an der Unantastbarkeit der Menschenwirde festgehalten
werden soll, diese nicht im juristischen Alltagsgeschaft zur
,kleinen Miinze* machen darf. Aber auch in anderen Féllen
wirde die Prdambelnennung des Erbes Europas kaum weiter-
helfen. Um ein umstrittenes Beispiel herauszugreifen: ob der
Embryo Trager der Menschenwirde ist, 1&sst sich aus christ-
licher, judischer oder humanistischer Sicht unterschiedlich
beantworten, das Erbe Europas gibt auf diese Frage schlicht
keine eindeutige Antwort. Selbstverstandlich lasst sich mit
allen diesen Begriindungsansatzen in der politischen Debatte
argumentieren, rechtlich ist aber kein Ansatz verbindlich vor-
gegeben. Dabei muss besonders beachtet werden, dass der
deutsche Menschenwiirdebegriff nicht eins zu eins auf das
Europarecht (bertragen werden kann. Nur dass eine von 27
relevanten Rechtskulturen gewisse Interpretationen der Men-
schenwirde anerkannt hat, sagt wenig darlber aus, ob sich
diese Auslegung auch in der EU durchsetzen wird.

Werte der Union

Auch bei der Auslegung der Werte der Union ist das Erbe
Europas zu beachten. Nach Art. 1-2 EVV z&hlen zu den Wer-
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ten der Union die Achtung der Menschenwirde, Freiheit,
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung
der Menschenrechte. All diese Werte sind ideengeschichtlich
ganz wesentlich vom Erbe Europas gepragt worden und dem-
zufolge kann der ,,christlich-abendlandische* Auslegungstopos
prinzipiell wichtige Anhaltspunkte enthalten. Zu beachten ist
jedoch, dass viele dieser Begriffe durch die Rechtsentwicklung
der Union in sehr viel groRerem Malie definiert sind als der
dem Unionsrecht bisher kaum bekannte Begriff der Menschen-
wirde. Dementsprechend wird sich die Interpretation dieser
Begriffe vor allem am bisherigen Recht der Européischen Ge-
meinschaften orientieren und so die Bedeutung der Entwick-
lungsgeschichte eher zurticktreten.

EU-Beitritt der Turkei

Die Diskussion ber die Erwahnung des religidsen oder christ-
lichen Erbes wurde immer wieder mit einem tlrkischen
Unionsbeitritt in Verbindung gebracht. Die Aufnahme einer
religiosen Referenz in die Prdambel — auch im Falle der Er-
wahnung des christlichen Erbes Europas — wirde jedoch juris-
tisch betrachtet einen EU-Beitritt der Tirkei nicht aus-
schlieen. Denn die christliche Pragung eines Landes wird
durch die Erwahnung des christlichen Erbes Europas in der
Praambel nicht zur Beitrittsvoraussetzung. Die Beitritts-
voraussetzungen regelt allein Art. 1-58 EVV, der einerseits
postuliert, dass das beitrittswillige Land die Werte des Art. I-2
achten und fordern muss und es sich zum anderen um einen
europdischen Staat handeln muss.
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Durch die Erwdhnung des christlichen Erbes Europas in der
Praambel wiirde zum einen die Definition eines europaischen
Landes in Art. Art. 1-58 EVV nicht auf christlich gepragte Lan-
der verengt. Zwar kann sich der Europabegriff des Art. 1-58,
der nach herrschender Meinung geographisch und kulturell zu
bestimmen ist, nach ganz berwiegender Meinung durchaus
veréndern, jedoch ist aus juristischer Sicht kaum ersichtlich,
warum nun gerade die Prdambelnennung des Christentums —
und nicht etwa jene des humanistischen Erbes — die Grenzen
Europas im Sinne des Art. 1-58 abschlieRend definieren sollte.
Auch wird die christliche Pragung durch die Erwahnung in
der Praambel nicht als unabdingbare Grundlage fur die Ach-
tung der Grundsatze und Werte der Union postuliert. Ob diese
Grundsatze beachtet werden, ist weiterhin anhand der in der
Tirkei vorgefundenen Verhaltnisse zu beantworten.

Die Frage des tlrkischen EU-Beitritts wére durch die Erwéah-
nung des christlichen Erbes in der Praambel rechtlich nicht
préakludiert worden, sondern wére weiter politisch zu entschei-
den gewesen. Wollte man diesen Beitritt primérrechtlich ver-
hindern, so musste direkt an den geschriebenen Beitritts-
voraussetzungen angesetzt werden und nicht an der nur in-
direkt wirkenden Praambel.

Kompetenzen der Union

Eine religiose Referenz und die in ihr zum Ausdruck kom-
mende Religionsfreundlichkeit begrinden auch keine neuen
Kompetenzen der Union. Unabhéngig davon, ob in der Préam-
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bel Gberhaupt Ziele, im Rahmen der Anwendung der Kom-
petenzerweiterungsklausel des Art. 1-18 EVV, gefunden
werden konnen, formuliert die religiose Referenz der Praam-
bel schon dem Wortlaut nach kein Ziel. Angesichts dieser
offenen Formulierung und der im Verfassungsvertrag insge-
samt zu beobachtenden Tendenz abschlieBender Kompetenz-
kataloge, kann die Prdambelsequenz nicht kompetenz-
erweiternd wirken. Das Erbe Europas soll zwar bei der Kom-
petenzausiibung bertcksichtigt werden und kann auch gege-
benenfalls bei der Auslegung der in den Verfassungs-
vertragsartikeln erwahnten Ziele berticksichtigt werden, es
begriindet jedoch keine Kompetenzen der Union.

2.3.2 Religionsverfassungsrecht

Die groBRten Auswirkungen der religiésen Referenzen sind im
Bereich des Religionsverfassungsrechts zu erwarten. Die
entsprechenden Normen kdnnen im Lichte der in der Préambel
zum Ausdruck kommenden Religionsfreundlichkeit ausgelegt
werden.

Status der Kirchen — Art. 1-52 EVV

Art. 1-52 EVV schreibt — als Dreh- und Angelpunkt des neuen
institutionellen europdischen Religionsverfassungsrechts —
fest, dass die Union bei der Ausiibung ihrer Kompetenzen die
den Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nach
nationalem Recht gewahrten Rechte zu beachten hat. Durch
die religiose Referenz wird die Schutzrichtung des Art. 1-52
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EVV verdeutlicht. Der Vorgénger des Art. 1-52 EVV, die
Amsterdamer Kirchenerklarung, war — weil als bloRe Erkla-
rung zu den Vertrdgen nicht selbst rechtsverbindlich — ledig-
lich bei der Auslegung anderer Vertragsbestimmungen zu
beriicksichtigen. Als solche andere Vertragsbestimmung kam
vor allem Art. 6 Abs. 3 EUV, der die nationale Identitat der
Mitgliedstaaten schitzte, in Betracht. Das bedeutete, dass nur
die Teile des nationalen Religionsverfassungsrechts vor der
Verdrangung durch Unionsrecht geschutzt waren, die sich als
Ausdruck der nationalen Identitat im Sinne des Art. 6 Abs. 3
EUV interpretieren lieRen, was relativ wenig Normen betraf.
Sonstige Vorschriften, die nationale religionsrechtliche Ge-
pflogenheiten vor dem Zugriff des Unionsrechts schiitzen
konnten, existierten nicht. Die Auslegung des Art. 1-52 EVV
muss, auch angesichts der in der Prdambel zum Ausdruck
kommenden Religionsfreundlichkeit, entgegen einer in der
Literatur vertretenen Auffassung, darliber hinausgehen. Art. I-
52 EVV schitzt nicht nur die religionsverfassungsrechtlichen
Grundentscheidungen des nationalen Rechts als Teilbereich
der nationalen ldentitat, sondern die Rechte der Kirchen und
Religionsgemeinschaften nach nationalem Recht als solche.
Um ein Beispiel fir Deutschland zu geben: Er schitzt nicht
nur den oOffentlich-rechtlichen Status der Kirchen, sondern
etwa auch die staatliche Erhebung der Kirchensteuer und
wichtige Bestandteile der kirchlichen Selbstbestimmung. Auch
angesichts der in der Prdambel zum Ausdruck kommenden
Religionsfreundlichkeit erscheint es tberzeugend, nicht mehr
die nationale Identitdt sondern die Rechte der Religions-
gemeinschaften als Schutzgut des Art. 1-52 EVV anzusehen.
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Die Vorschrift ist dahingehend auszulegen, dass die Union
verpflichtet ist, die im jeweiligen nationalen Recht struktur-
gebenden und charakteristischen Rechte in substantiellem
Umfang zu achten. Wie weit dieser Schutz genau geht, lasst
sich allerdings nicht mit einem bloRen Rekurs auf die religiose
Referenz beantworten. Der Schutz wird nicht jede nationale
religionsrechtliche Sonderregel erfassen, sondern wird einen
fraglos schwer definierbaren Bereich von Regelungen betref-
fen, die flr das nationale Religionsverfassungsrecht struktur-
gebend sind. Je weiter man diesen Bereich ausweitet, umso
eher werden auch wieder Einschrankungen dieses Schutzes
mdoglich sein, um andere wichtige Gemeinwohlbelange an-
gemessen bertcksichtigen zu kénnen. Die religiose Referenz
kann dafur fruchtbar gemacht werden, an die Wertigkeit dieser
anderen Gemeinwohlbelange hohe Anspriiche zu stellen; die
exakte juristische Konstruktion des Art. 1-52 EVV kann sie
nicht vorschreiben.

Neben der Achtung des Status der Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften postuliert Art. 1-52 Abs. 3 EVV
eine Verpflichtung der Union zum Dialog mit diesen Gemein-
schaften. Diese Dialogverpflichtung ist Ausdruck der Aner-
kennung der Bedeutung der Kirchen und Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften und des wiinschenswerten part-
nerschaftlichen Zusammenwirkens. Der Dialog muss eine
bestimmte, positive Qualitat aufweisen. Auf die umstrittene
Frage, inwieweit die Union bei der Auswahl der Diskus-
sionspartner an die Anerkennung in den Mitgliedstaaten ge-
bunden ist, wirde sich eine religiése Referenz kaum auswir-
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ken. Der Wortlaut der Vorschrift spricht fir eine strikte Bin-
dung an die Anerkennung in den Mitgliedstaaten, die damit
verbundenen Probleme der Verpflichtung zum Dialog mit
Extremisten oder Scientology fur eine gewisse Freiheit der
Union bei der Auswahl ihrer Partner. Die Betonung des reli-
gidsen Erbes in der Prdambel hilft bei der Entscheidung dieser
Frage nicht weiter. Bei ihrer Beantwortung ist allerdings zu
beachten, dass eine Entscheidungsfreiheit der Union auf lange
Sicht doch die allerseits nicht erwinschte unionsrechtliche
Uberlagerung des nationalen Religionsverfassungsrechts zur
Folge haben kdnnte.

Religionsfreiheit — Art. 11-70 EVV

Die Grundrechtecharta normiert in Art. 11-70 EVV, der
gemeineuropéischen Verfassungstradition folgend, die Reli-
gionsfreiheit. Zwar richtet sich der Schutz dieser Freiheit auf-
grund der Verweisungsklausel des Art. 11-112 Abs. 3 EVV
zunachst nach der EMRK, nach Satz 2 dieser Vorschrift ist
allerdings ein weitergehender Schutz der Freiheiten im
Unionsrecht maoglich. Eine solche weitergehende Auslegung
der Religionsfreiheit des Art. 11-70 EVV erscheint mit Hilfe
der religiosen Referenzen mdglich. Geschiitzt ist im Unions-
recht jedenfalls neben der individuellen und kollektiven Reli-
gionsfreiheit auch die korporative Religionsfreiheit, also der
Schutz der Religionsgemeinschaften als solcher und nicht nur
der geblndelten Interessen ihrer Mitglieder. Die Erwédhnung
des religiésen Erbes Europas fiihrt allerdings nicht zu einer
Begrenzung des Schutzbereichs in dem Sinne, dass nur Reli-
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gionen hierunter fallen, die in Europas Erbe gewirkt haben
oder einen historisch tradierten Gottesbegriff anerkennen. Eine
Festschreibung, dass nur die historisch vorhandenen Reli-
gionen und Weltanschauungen geschiitzt werden sollen, ist mit
der Erwahnung des religidsen Erbes nicht gemeint; vielmehr
missen selbstverstandlich auch neue Religionen in der Union
unterschiedslos geschutzt werden. Die Religionsfreundlichkeit
begrindet auch keine erweiternde Auslegung des Schutz-
bereichs der Religionsfreiheit, die jede religios motivierte
Handlung erfasst. Eine solche potentiell grenzenlose Gewahr-
leistung ist den meisten europdischen Grundrechtsordnungen
und auch der Europdischen Menschenrechtskonvention fremd
und fuhrt letztlich wohl auch nur zu einer religiés verbramten
allgemeinen Handlungsfreiheit, die nur Gber einen sehr dirf-
tigen Schutz verfugt. Allerdings spricht eine religiose Refe-
renz dafur, dass die Anforderungen an einen Eingriff in die
negative Religionsfreiheit nicht zu niedrig anzusetzen sind.
Denn in der neutralen Erwdhnung der Religion der Praambel
kommt zum Ausdruck, dass die Union ihren Blrgern den
Kontakt mit der Religionsausiibung auch Andersglaubiger
zumuten will.

Auf die in Art. 9 Abs. 2 EMRK iVm Art. 112 Abs. 3 EVV
bestimmten Schranken der Religionsfreiheit haben die reli-
giosen Referenzen keinen entscheidenden Einfluss, da sie nicht
dazu genutzt werden konnen, deren klaren Text zu Uber-
spielen. Jedoch kénnten sie die Anforderungen an ,das in
einer demokratischen Gesellschaft Notwendige* etwas er-
hohen, so dass nur hochrangige Gemeinschafts- oder Indi-
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vidualgiter als Rechtfertigung fiir Eingriffe in die Reli-
gionsfreiheit in Betracht kommen.

Diskriminierungsverbot — Art. 11-81 EVV

Anhnliches durfte fur die Dogmatik des Diskriminierungsver-
bots aufgrund von Religion und Weltanschauung in Art. 11-81
EVV gelten. Das Diskriminierungsverbot aufgrund der Reli-
gion misste sich in die zu entwickelnde Dogmatik des all-
gemeinen Diskriminierungsverbots einfiigen; allenfalls ein
besonderes Gewicht der Religionsfreiheit aufgrund der reli-
gitsen Referenz in Abwagungsentscheidungen wére begriind-
bar.

Vielfalt der Religionen — Art. 11-82 EVV

Die in Art. 11-82 EVV begrindete Achtung der Vielfalt der
Religionen bringt die Bedeutung der religidsen Pluralitat fir
die Union zum Ausdruck. Umstritten ist dabei, ob die Vor-
schrift im Wege des Analogieschlusses auch die Vielfalt der
Weltanschauungen schitzt. Schopft die Préambel aus dem
religiosen und humanistischen Erbe, spricht dies entgegen
einer gelegentlich geduRerten Auffassung dafir, auch Weltan-
schauungen dem Schutz des Art. 11-82 EVV zu unterstellen.

Schutzpflichten

Alle religiosen Referenzen sprechen dafir, aus den Religions-
grundrechten  Schutzpflichten abzuleiten. Schutzpflichten
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gehen 0ber die historische Funktion von Grundrechten als
Abwehrrechte gegen hoheitliches Handeln hinaus. Sie ver-
langen vom Staat den Schutz der Grundrechtsauslbung gegen-
Uber Beeintrachtigungen durch privates Handeln. Die
Existenz solcher Schutzpflichten ist im Recht der Euro-
péischen Union dem Grunde nach anerkannt.

Die Erwadhnung der Religion in der Praambel macht deutlich,
dass die Union weiter vom religitsen Erbe Europas profitieren
will, wozu die ungestorte Religionsausiibung der Unions-
burger gewéhrleistet werden muss. Demnach wird man auch
fur die Religionsfreiheit das grundsétzliche Bestehen einer
Schutzpflicht annehmen dirfen. Auch eine solche grundsatz-
liche Bejahung von Schutzpflichten darf jedoch nicht Gber das
damit verbundene, europarechtliche Kompetenzproblem hin-
wegtauschen. Schutzpflichten setzen nach einer weithin aner-
kannten Regel Kompetenzen voraus und begriinden sie nicht.
Angesichts der relativ schmalen Kompetenzen der Union im
Bereich des religidsen Lebens, dirfte so eine Schutzpflicht nur
selten in Betracht kommen. Auch in Bereichen, in denen Kom-
petenzen der Union vorhanden sein kénnten, insbesondere bei
der Bekdmpfung von Diskriminierungen, ist weiterhin die
Subsidiaritét des Unionsrechts zu beachten, was bedeutet, dass
die Union nur tatig werden darf, wenn dieser Schutz nicht
auch von den Mitgliedstaaten in gleicher Weise gewahrleistet
werden kann. Damit dirften in den seltensten Féllen tatséch-
lich Schutzanspriiche des Burgers gegen die Union zu bejahen
sein.
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Abwéagungsentscheidungen

Grolle Bedeutung kann den religiosen Referenzen in Abwa-
gungsentscheidungen zukommen. Abwégungsentscheidungen
sind im nationalen Verfassungsrecht wie auch im Europarecht
von herausragender Bedeutung. Die typischerweise weit
gefassten Normen in diesen Rechtsbereichen erlauben es oft,
gegensatzliche Anliegen unter sie zu subsumieren. So wird
man in fast allen verfassungsgerichtlichen Entscheidungen,
wie auch in den Entscheidungen des EuGH, firr beide Seiten
einzelne Normierungen der Verfassung anfiihren kénnen und
es ist dann regelméRig die Aufgabe des Richters, eine Seite zu
privilegieren. Diese Entscheidungen der Richter rufen regel-
maRig viel Kritik hervor, kann doch die unterlegene Partei
praktisch immer behaupten, der Richter habe nicht Recht
angewandt, sondern selbst Politik gemacht. Um diesem Vor-
wurf zu entgehen oder zumindest doch ihre eigene Position
mit dem Rechtstext rational zu begriinden, kann es fir Ge-
richte eine groRe Hilfe sein, auf die besondere Bedeutung hin-
zuweisen, die die Verfassung einem Gesichtspunkt ausdriick-
lich zubilligt. Und diesen Hinweis auf die besondere Bedeu-
tung der Religionsfreiheit wirde nun der Verweis auf das reli-
gitse Erbe wie auch ein Gottesbezug geben. Dies kann in
unterschiedlichen Konstellationen eine Rolle spielen, etwa bei
der Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen, und zwar so-
wohl wenn eine Beschrankung der Religionsfreiheit auf ihre
VerhéltnismaRigkeit hin untersucht wird, als auch wenn der
Schutz der Religionsfreiheit durch die Union die Beschrén-
kung eines anderen Grundrechts rechtfertigen soll. In solchen
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Abwagungsentscheidungen wird in Zukunft das in der Préam-
bel zum Ausdruck kommende besondere Gewicht der Religion
Berucksichtigung finden mussen und kann und muss so von
den Unionsorganen besser respektiert werden.

2.3.3 Grundfreiheiten

Auf die Grundfreiheiten wird eine religidse Referenz wahr-
scheinlich keine direkten Auswirkungen haben kénnen. In der
Vergangenheit gab es jedoch gelegentlich Félle, in denen reli-
giés motivierte nationalstaatliche Normen mit den euro-
paischen Grundfreiheiten kollidierten. Insoweit werden sich
aus den religiosen Referenzen keine grundlegenden Anderun-
gen ergeben. Auf den Schutzbereich der Grundfreiheiten wird
eine religiése Referenz keinen Einfluss haben, insbesondere
werden gegen religiose Uberzeugungen verstoRende Dienst-
leistungen nicht aus dem Schutzbereich herausgenommen.
Den Schutzbereich der Grundfreiheiten moralisch-religios
begrenzen zu wollen, wiirde zu kaum lésbaren Abgrenzungs-
schwierigkeiten fuhren und lieRe sich mit der weltanschauli-
chen Neutralitdt der Union kaum in Einklang bringen. Aus-
wirkungen der religiosen Referenz sind unter Umstédnden
denkbar, wenn in Abwdagungsentscheidungen die Religions-
freiheit zur Rechtfertigung von Beschrankungen von Grund-
freiheiten herangezogen wird, was insbesondere in so genann-
ten dreipoligen Grundrechtsverhaltnissen denkbar ist. Be-
schrankungen von Grundfreiheiten, die zugleich die Religions-
freiheit beschrénken, missen sich an beiden Gewahrleistungen
messen lassen und insbesondere das oben schon dargestellte
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erhdhte Gewicht der Religionsfreiheit bericksichtigen. Inso-
weit sind auch im europarechtlich besonders wichtigen Be-
reich der Grundfreiheiten gewisse, indirekte Auswirkungen
der religiosen Referenz maéglich.

2.3.4 Sekundarrecht

Die religidsen Referenzen und insbesondere die darin zum
Ausdruck kommende Religionsfreundlichkeit des Unions-
rechts sind schlieflich bei der Auslegung des Sekundarrechts
gebiihrend zu beachten. Die religiose Referenz kann nicht
eigenstandig zur Nichtigkeit eines Sekundarrechtsakts fiihren,
da darin keine eigenstandig anwendbare Norm enthalten ist.
Dies schlieBt ebenfalls eine sogenannte primarrechtskonforme
Auslegung aus, die eine Norm zur Vermeidung der Nich-
tigerklarung bis zur Unkenntlichkeit uminterpretiert. Da
gerade keine Nichtigerklarung aufgrund eines Widerspruchs
zur Prdambel fehlt, kommt auch eine so weitgehende Inter-
pretation nicht in Betracht. Allerdings ist die Religions-
freundlichkeit im Rahmen einer primdarrechtsorientierten Aus-
legung des Sekundarrechts zu berticksichtigen, so dass die
Praambel hier im Sekundéarrecht ahnliche Auswirkungen wie
im Primérrecht haben kénnte. So wird man insbesondere auch
hier die Religionsfreundlichkeit des Unionsrechts zu beachten
haben, wenn dabei natiirlich immer auch andere Interessen im
Blick gehalten werden missen.
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3. Zusammenfassung

Insgesamt ldsst sich sagen, dass eine religidse Referenz
durchaus rechtliche Auswirkungen zeitigen kann. Zu beachten
ist allerdings, dass diese nicht gegen, sondern nur in
Verbindung mit den Bestimmungen des Verfassungsvertrags
erzielt werden konnen. Sicherlich haben diese rechtlichen
Wirkungen nicht die Ausmale, die die heftigen o6ffentlichen
Debatten Uber die Aufnahme des Gottesbezugs vielleicht
erwarten lieRen. Dennoch werden diese Auswirkungen spirbar
sein und eine korrekte Analyse des européischen
Religionsverfassungsrechts sollte die Praambelsequenz nicht
ignorieren.

50



	Deckblatt
	Religiöse Referenz
	Eine religiöse Referenz
	in einem
	Europäischen Verfassungsvertrag
	Vorstellung eines Projekts der Wissenschaftlichen Arbeitsgruppe für weltkirchliche Aufgaben der Deutschen Bischofskonferenz
	Dr. Kolja Naumann
	Inhalt

	Abkürzungsverzeichnis
	Einführung
	1. Rechtsvergleich
	1.1 Nationales Verfassungsrecht
	1.1.1 Deutschland
	1.1.2 Frankreich
	1.1.3 Portugal
	1.1.4 Fazit

	1.2 Insbesondere Gottesbezüge
	1.2.1 Deutschland
	1.2.2 Polen
	1.2.3 Invocatio trinitatis
	1.2.4 Österreichische Verfassungsgebung
	1.2.5 Fazit

	1.3 Völkerrecht
	1.4 Europarecht

	2. Religiöse Referenz im Verfassungsvertrag
	2.1 Allgemeines
	2.1.1 Juristische Definition des religiösen Erbes
	2.1.2 Definition eines Gottesbezugs
	2.1.3 Überpositives Recht
	2.1.4 Staatswerdung – Spätere Streichung des Gottesbezugs
	2.1.5 Eigenständige Pflichten

	2.2 Auslegungsgrundsätze
	2.2.1 Religionsverfassungsrecht
	2.2.2 „Christlich-abendländischer Auslegungstopos“

	2.3 Auswirkungen auf andere Normen des EVV
	2.3.1 Allgemeine Vorschriften


	Menschenwürde
	Werte der Union
	EU-Beitritt der Türkei
	Kompetenzen der Union
	2.3.2 Religionsverfassungsrecht

	Status der Kirchen – Art. I-52 EVV
	Religionsfreiheit – Art. II-70 EVV
	Diskriminierungsverbot – Art. II-81 EVV
	Vielfalt der Religionen – Art. II-82 EVV
	Schutzpflichten
	Abwägungsentscheidungen
	2.3.3 Grundfreiheiten
	2.3.4 Sekundärrecht

	3. Zusammenfassung


